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INGRUPPIERUNG VON OBERÄRZTEN

äufiger Streitpunkt vor Gericht
rbeitsrechtlich entscheidend ist, ob dem Oberarzt die eigenständige medizinische 
erantwortung für einen Teil- oder Funktionsbereich einer Klinik übertragen wurde.
ie Eingruppierung von Ober-
ärzten beschäftigt nicht nur 

ie Krankenhäuser, sondern auch 
ie Arbeitsgerichte seit Jahren. 
echtlich wurde hier Neuland be-

reten: Im damaligen Bundesange-
telltentarifvertrag gab es keine ei-
enen Eingruppierungsregelungen 
ür Oberärzte, es war nur von „Ärz-
en“ und „Fachärzten“ die Rede. 
er Marburger Bund und die Verei-
igung kommunaler Arbeitgeber-
erbände legten erstmals mit Ein-
ührung des TV-Ärzte im Jahr 2006 
ine eigenständige Entgeltstufe für 
berärzte fest. Diese ist sehr attrak-

iv, liegt sie doch um bis zu 1 300 
uro über der Eingruppierung eines 
acharztes.

Doch damit ging der Streit erst 
os, denn häufig wurde den Ober-
rzten vonseiten ihres Arbeitgebers 
ine entsprechende Eingruppierung 
erwehrt. Eine Klagewelle folgte, 
iele Fälle wurden sogar bis zum 
undesarbeitsgericht (BAG) als 

etzte Instanz ausgestritten. Die da-
aus resultierenden Urteile ergeben 
un ein Bild, welche Voraussetzun-
en erfüllt sein müssen, damit 
berärzte erfolgreich eine entspre-

hende Höhergruppierung durch-
etzen können. 

Auf die Bezeichnung als „Ober-
rzt“ kommt es dabei zunächst 
icht an, selbst wenn diese vom 
hefarzt verliehen wurde. Man 

pricht hier vom „Titularoberarzt“, 
er aus dem Titel alleine rechtlich 
ichts weiter herleiten kann. Ar-
eitsrechtlich entscheidend ist al-
ein, ob die Voraussetzungen der 
ingruppierung nach dem jeweili-
en Tarifvertrag erfüllt sind. Dieser 
etzt voraus, dass dem Oberarzt die 
igenständige medizinische Verant-
ortung für einen Teil- oder Funk-

ionsbereich der Klinik übertragen 
ird. Der Arzt trägt im Prozess als 
läger die volle Beweislast, muss 
also beweisen, dass all diese Vo-
raussetzungen erfüllt sind. Gelingt 
ihm das nicht, verliert er den Pro-
zess und kann die Höhergruppie-
rung nicht durchsetzen. 

Die Gerichte mussten zunächst 
klären, was ein „Teilbereich“ ist. 
Das ist eine organisatorisch ab-
grenzbare Einheit, die über eine ei-
gene räumliche, personelle und 
sachlich-technische Ausstattung 
verfügt und der eine eigene Verant-
wortungsstruktur zugewiesen ist. 
Ein „Funktionsbereich“ ist in ers-
ter Linie medizinisch definiert, er 
muss sich aber ebenfalls durch eine 
gewisse organisatorische Abgrenz-
barkeit auszeichnen. Bejaht wurde 
das vom BAG beispielsweise für 
die gynäkologische Ambulanz der 
Abteilung Gynäkologie einer Frau-
enklinik oder das Patientenmanage-
ment eines kommunalen Kranken-
hauses, offen gelassen wurde es für 
den OP-Bereich einer HNO-Klinik. 
Verneint wurde dies bei einer Poli-
klinik, in der die Ärzte selbststän-
dig arbeiten und allenfalls in Zwei-
felsfällen den Oberarzt aufgrund 
seiner Berufserfahrung um Rat fra-
gen. Auch ein hämatologisches 
Speziallabor ist kein eigenständiger 
Funktions- oder Teilbereich. 

Die „eigenständige medizini-
sche Verantwortung“ ist nur gege-
ben, wenn sich die ärztliche Verant-
wortung deutlich von anderen Ärz-
ten abhebt. Die Rechtsprechung 
verlangt an dieser Stelle, dass dem 
Oberarzt mindestens ein Facharzt 
unterstellt ist. Gefordert ist an die-
ser Stelle also die medizinische Ver-
antwortung für die ihm nachgeord-
neten Fach- oder Assistenzärzte so-
wie das Pflegepersonal. Ferner 
muss organisatorisch eine Allein-
verantwortung für den gesamten 
Bereich gegeben sein. Gibt es in 
dem jeweiligen Bereich also noch 
einen weiteren Oberarzt, kann das 
Merkmal der alleinigen Verantwor-
tung nicht vorliegen. 

In der Praxis gibt es oft Streit 
über das letzte Tatbestandsmerk-
mal, die „Übertragung“ der Ver-
antwortung auf den Oberarzt. Diese 
kann zunächst ganz klassisch im 
Weg des Weisungsrechts von der 
Klinikleitung an den Oberarzt über-
tragen werden. Häufig liegt aber 
nichts Schriftliches vor, und die 
Klinik bestreitet, dass es jemals ei-
ne solche Übertragung der Verant-
wortung gab. Die Gerichte sind an 
dieser Stelle aber recht großzügig 
und lassen auch eine konkludente 
Übertragung zu, indem die Klinik-
leitung die Tätigkeit bewusst dul-
det, insbesondere wenn bei Einfüh-
rung des neuen Tarifvertrages die 
vorhandene Organisations- und 
Verantwortungsstruktur unbean-
standet übernommen wurde. 

Wenn die Klinikleitung die ge-
forderte Höhergruppierung nicht 
anerkennt, sollten Oberärzte sich 
anwaltlichen Rat einholen und auf 
diesem Weg versuchen, ihr Ziel zu 
erreichen. Der Anwalt wird dann 
zunächst den Sachverhalt sichten 
und dann selber mit dem Arbeitge-
ber Kontakt aufnehmen. 

Zu beachten ist hier auch die ta-
rifvertragliche Verfallfrist, wonach 
sämtliche Ansprüche binnen sechs 
Monaten geltend gemacht werden 
müssen, um nicht zu verfallen. Eine 
vermeintliche Höhergruppierung 
muss daher nicht nur mündlich, 
sondern ausdrücklich schriftlich 
eingefordert werden, um die An-
sprüche zu wahren. Ab dem Zeit-
punkt der schriftlichen Geltendma-
chung sind dann die Ansprüche 
rückwirkend für die letzten sechs 
Monate und auch für die Zukunft, 
allenfalls jedoch bis zur Verjäh-
rungsgrenze von drei Jahren, gesi-
chert. 

Lässt sich außergerichtlich keine 



Lösung erzielen, hilft nur noch der 
Gang zum Arbeitsgericht. Hier gilt: 
Je besser der Sachverhalt dokumen-
tiert ist und dem Richter dargestellt 
werden kann, umso höher sind die 
Erfolgsaussichten auf eine gericht-
liche Durchsetzung der Höhergrup-
pierung. ▄
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